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Richtlinie des Plenums des Obersten Gerichts

über die Bemessung des Unterhalts für minderjährige Kinder
Richtlinie Nr. 18 vom 14. April 1965 — I Pl.R —1— 12/65

Die gerichtlichen Festlegungen über den Unterhalt für 
Kinder sind von hoher gesellschaftlicher Bedeutung. 
Vorwiegend betreffen sie Kinder aus geschiedenen 
Ehen. Sie leben infolge der Eheauflösung unter weniger 
günstigen Bedingungen als die Kinder, die in einer 
harmonischen Familie aufwachsen. Das gleiche trifft 
auf Kinder zu, deren Eltern keine Ehe miteinander 
eingegangen sind. Für alle diese Kinder ist es erfor­
derlich, ihnen durch die Unterhaltsgewährung eine 
materielle Sicherstellung zu garantieren, die eine wirt­
schaftliche Schlechterstellung gegenüber Kindern, die 
in einer Familie aufwachsen, nach Möglichkeit aus­
schließt. Aber auch die Verpflichtungen und Interessen 
der Unterhaltsverpflichteten müssen im erforderlichen 
Maße gewahrt werden.
In den vergangenen Jahren haben die Gerichte der Deut­
schen Demokratischen Republik auf der Grundlage der 
anleitenden Tätigkeit des Obersten Gerichts den in der 
früheren Rechtsprechung verbreiteten Schematismus 
überwunden. Sie haben im allgemeinen verstanden, 
daß es notwendig ist, bei jeder Entscheidung in diffe­
renzierter Weise bestimmte, für die Bemessung der 
Unterhaltshöhe beachtliche Umstände zu berücksichtigen. 
Eine Analyse der Unterhaltsrechtsprechüng mehrerer 
Bezirks- und Kreisgerichte führte zu der Feststellung, 
daß gegenwärtig die Uneinheitlichkeit der Unterhalts­
bemessung die Hauptschwäche in der Arbeit der Ge­
richte auf diesem Gebiet ist. Sie zeigt sich besonders 
deutlich in erheblichen Differenzen zwischen den Unter­
haltsbeiträgen, die bei gleichartigen Verhältnissen fest­
gesetzt wurden.
Die wesentlichen Ursachen für die vorhandene Un­
einheitlichkeit bestehen darin, daß die Gerichte 
unterschiedliche Auffassungen über das der Un­
terhaltsbemessung zugrunde zu legende Einkommen, 
die Anrechnungsfähigkeit von Zuschlägen und der­
gleichen sowie über die Unterhaltspflichten der 
Sorgeberechtigten haben. Darüber hinaus leiden die 
kreisgerichtlichen Verfahren teilweise unter einer 
ungenügenden Sachaufklärung. Sie zeigt sich z. B. dar­
in, daß sich Gerichte hinsichtlich des Einkommens 
des Unterhaltsverpflichteten ohne nähere Prüfung allein 
auf die Erklärung der Parteien verlassen. Derartige 
Mängel treten besonders bei der Behandlung von Unter­
haltsansprüchen in Ehescheidungsverfahren auf. Schließ­
lich beeinflussen unterschiedliche persönliche Ansich­
ten der Richter und Schöffen über die angemessene 
Höhe des Unterhalts die Entscheidung.
Im Ergebnis wirken sich diese Unterschiede entweder 
für die unterhaltsberechtigten Kinder oder für die 
unterhaltspflichtigen Elternteile nachteilig aus. Diese 
Unterschiede müssen im Interesse der Einheitlichkeit 
der Rechtsprechung überwunden werden, womit auch

das Vertrauen der Bürger zu den Gerichten erhöht und 
ihre Beziehungen zur sozialistischen Staatsmacht ge­
festigt Werden. Einheitliche Grundsätze für die Fest­
legung des Unterhalts erleichtern auch den Abschluß 
von Vereinbarungen zwischen den Beteiligten und tra­
gen dazu bei, daß sie in zunehmendem Maße ent­
sprechend dem wachsenden Bewußtseinsstand der Werk­
tätigen ihre Pflichten freiwillig erfüllen. Zugleich er­
geben sich bessere Voraussetzungen für das Wirken ge­
sellschaftlicher Kollektive, um die Unterhaltsverpflich­
teten zur gewissenhaften und bewußten Einhaltung 
ihrer Pflichten gegenüber ihren Kindern anzuhalten.

I

Grundlagen der Leistungspflicht
In vielfältiger Weise sorgt unser Arbeiter-und-Bauern- 
Staat für das Wohl unserer Kinder. Durch soziale Ein­
richtungen, Schulgeldfreiheit, Unterhaltsbeihilfen und 
andere materielle Vergünstigungen ist ihnen die Mög­
lichkeit gegeben, sich zu gebildeten Staatsbürgern zu 
entwickeln, die einen geachteten Platz in der sozialisti­
schen Gesellschaft einnehmen können. In gleicher Weise 
sind die Eltern verpflichtet, nach bester Möglichkeit für 
den Unterhalt und die Erziehung der Kinder zu sorgen. 
Ausgangspunkt für die Bemessung der Unterhaltshöhe 
sind die wirtschaftlichen Verhältnisse beider Eltern­
teile, die im wesentlichen die Bedürfnisse der Kinder 
bestimmen. Diese sind entsprechend der Lebenslage 
der Eltern unterschiedlich. Der Lebensbedarf der Kin­
der muß, falls die Eltern nicht geheiratet haben oder 
geschieden sind, nach Möglichkeit so gesichert werden, 
als wenn sie mit beiden Elternteilen zusammenlebten. 
Die nicht sorgeberechtigten Unterhaltsverpflichteten lei­
sten ihren Unterhaltsbeitrag in Form einer Geldrente. 
Sie sind nicht zuletzt auch im Interesse ihrer minder­
jährigen Kinder gehalten, einen den gegebenen Mög­
lichkeiten entsprechenden Arbeitsplatz einzunehmen, 
der ihren Kenntnissen, Fähigkeiten und Kräften ent­
spricht. Sie haben die Pflicht, ihre Arbeitskraft voll 
einzusetzen, damit sie einen höchstmöglichen Verdienst 
erzielen (OG, Urteil vom 14. April 1959 — 1 ZzF 10/59 — 
OGZ Bd. 7 S. 10; NJ 1959 S. 718).
Arbeiten Unterhaltsverpflichtete im Geschäft oder im 
Haushalt naher Verwandter, dann ist bei der Ermitt­
lung ihres Arbeitseinkommens unabhängig von der tat­
sächlichen Entlohnung von den gültigen tariflichen Be­
stimmungen auszugehen (OG, Urteil vom 21. April 1960 — 
1 ZzF 21/60 - OGZ Bd. 7 S. 186: NJ 1960 S. 628). 
Entsprechend den für beide Eltern teile bestehenden 
Verpflichtungen gegenüber ihren Kindern haben auch 
die Sorgeberechtigten nach ihren wirtschaftlichen und 
sonstigen Möglichkeiten zu den für die Kinder erfor-
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